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Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Florian Streibl (Frei Wähler) 
vom 29.11.2017 betreffend Sondierungsgespräche in Berlin und Aus-
wirkungen auf die Arbeit der Bayerischen Staatsregierung 
 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

 

die Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Florian Streibl, FW, beantworte 

ich im Einvernehmen mit allen Ressorts wie folgt: 

1. Welche Mitglieder der Bayerischen Staatsregierung haben aufgrund der 
Sondierungsgespräche zur Bildung einer neuen Bundesregierung an 
Sitzungen in diesem Zusammenhang teilgenommen, bitte aufgeschlüs-
selt nach 

 den einzelnen Mitgliedern der Staatsregierung? 

 dem zeitlichen Umfang der Teilnahme? 
 

2. In welchem Umfang waren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bayeri-
schen Staatskanzlei in den zurückliegenden Wochen damit beschäftigt, 
inhaltliche Zuarbeiten zu den Sondierungsgesprächen zu leisten, bitte 
aufgeschlüsselt nach 

 den dabei eingebundenen Abteilungen der Staatskanzlei? 

 der Anzahl der dabei eingebundenen Beamtinnen und Beamten 
bzw. Beschäftigten? 

 den dadurch dem Freistaat entstandenen Kosten (u.a. durch Reise-
kosten, Kosten für Mehrarbeit, Ausgleich für Dienst zu ungünstigen 
Zeiten, Bereitschaftsdienst)? 
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3. In welchem Umfang hat die CSU der Staatsregierung Kosten dafür er-
stattet, dass Beschäftigte der Staatskanzlei den Sondierungsgesprächen 
der Parteien zugearbeitet haben? 

  

4. Wie hoch waren die zusätzlichen Kosten durch die Einbindung von Be-
schäftigten der Staatskanzlei und evtl. weiterer Staatsministerien in die 
Sondierungsgespräche? 

  

5. Widerspricht eine mögliche Einbindung von Beschäftigten der Staats-
kanzlei im Rahmen der Sondierungsgespräche der Parteien der Tren-
nung von exekutiver Tätigkeit und Parteiarbeit? 

  

6. Wie hat sich die Mitarbeit von Beschäftigten der Staatskanzlei im Rah-
men der Sondierungsgespräche auf die Bearbeitung des Alltagsge-
schäfts ausgewirkt?  

 

Die Beantwortung der Teilfragen erfolgt unter Berücksichtigung des Ge-

samtzusammenhangs gemeinsam.  

 

Die Teilnahme von Mitgliedern der Staatsregierung an Gesprächen zur Bil-

dung einer Bundesregierung und die Trennung von exekutiver Tätigkeit und 

Parteiarbeit war bereits Gegenstand verschiedener Schriftlicher Anfragen. 

Insbesondere auf die Landtags-Drucksache 16/2547 wird daher Bezug ge-

nommen. 

 

Gespräche zur Regierungsbildung sind in einer von den Parteien geprägten 

parlamentarischen Demokratie keine reinen Parteiangelegenheiten. Sie 

befassen sich nicht mit inneren Angelegenheiten von Parteien, und sie be-

schränken sich auch nicht darauf, die Beziehungen zwischen Parteien zu 

regeln. Sie dienen vielmehr dazu, die Ziele und Vorhaben einer künftigen 

Regierung für die Dauer einer Legislaturperiode zu fixieren und sind damit 

ein Akt der unmittelbaren Planung und Gestaltung von Regierungspolitik. 

Der Zweck von Sondierungs- und Koalitionsverhandlungen, ein sachge-

rechtes und realisierbares Handlungsprogramm festzulegen, legt es nahe, 

dass die beteiligten Parteien hierbei vielfach auf die Sachkenntnis von Mit-

gliedern der Bundes- oder einer Landesregierung zurückgreifen und diese 

mit Verhandlungsmandaten ausstatten. Angesichts der engen Verflechtung 

von Bundes- und Landespolitik sowie von Bundes- und Landesgesetzge-
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bung im föderalen System kommt den Sondierungs- und Koalitionsver-

handlungen im Bund entscheidende Bedeutung auch für viele Belange des 

Freistaats Bayern zu. Die Staatsregierung ist daher im Rahmen ihres politi-

schen Gestaltungsauftrags gehalten, alle ihre Möglichkeiten zu nutzen, um 

ihre Ziele und Interessen in diese Verhandlungen mit einzubringen. Die 

Mitglieder der Staatsregierung bewegen sich im Rahmen ihrer Amtspflich-

ten und kommen dem politischen Auftrag der bayerischen Wählerinnen und 

Wähler nach, wenn sie die Ziele und Positionen ihres Ressorts und der 

Staatsregierung insgesamt auch auf bundespolitischer Ebene vertreten.  

 

Entsprechend handelt es sich bei fachlicher Zuarbeit zu Sondierungs- oder 

Koalitionsgesprächen durch die Bediensteten von Staatskanzlei und Res-

sorts um die Erfüllung von Dienstaufgaben, die untrennbar mit dem Alltags-

geschäft verbunden sind, neben den sonstigen Dienstaufgaben erledigt 

wurden und keine negativen Auswirkungen auf diese hatten. Die Erfüllung 

dieser Dienstaufgaben durch die Bediensteten in Staatskanzlei und Res-

sorts wird nicht nach einzelnen Aufgabenteilen oder -zusammenhängen 

gesondert zeitlich erfasst. Für die Wahrnehmung von Dienstaufgaben durch 

die Beschäftigten in Staatskanzlei und Ressorts erfolgt keine Kostenerstat-

tung durch Dritte.  

 

Der Bayerische Ministerpräsident und der Staatsminister des Innern, für 

Bau und Verkehr haben an den Sondierungsgesprächen zwischen CDU, 

CSU, FDP und Bündnis 90 / Die Grünen zur Bildung einer neuen Bundes-

regierung teilgenommen. Die Gesprächsdaten und der zeitliche Umfang 

ergeben sich aus der beiliegenden Auflistung.  

 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Dr. Marcel Huber, MdL 
Staatsminister 
 


